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Schwyz, 29. September 2026 

Kleine Anfrage KA 21/26: Berechnung Kinderbetreuungsbeiträge bei Änderungen des Einkom-

mens 

Beantwortung 

1. Wortlaut der Kleinen Anfrage 

Am 2. September 2026 haben Kantonsrätin Bianca Bamert Sopko und Kantonsrat Jonathan Pre-

licz folgende Kleine Anfrage eingereicht: 

 

«Gemäss Kinderbetreuungsgesetz des Kantons Schwyz erhalten Eltern Beiträge für die ausserfa-

miliäre Kinderbetreuung aufgrund ihrer Erwerbstätigkeit. Die Berechnung der Anspruchsberechti-

gung erfolgt gemäss des steuerbaren Einkommens der letztgültigen definitiven Steuerveranla-

gung. Dabei werden auch alle Abzüge einberechnet. 

 

Wenn sich unter dem Jahr das Einkommen der Eltern ändert, müssen sie dies der zuständigen 

Gemeinde mitteilen. Die Gemeinde passt die Beiträge entsprechend an. Wenn ein Elternteil oder 

beide ihre Arbeitstätigkeit erhöhen oder vermindern, erhalten sie also aufgrund des ausgewiese-

nen höheren oder tieferen Einkommens weniger oder mehr Beiträge.  Berechnungsgrundlage ist 

dabei die Lohnabrechnung oder der Lohnausweis, bis die nächste Steuerveranlagung definitiv vor-

liegt. 

 

Bei der Berechnung mittels Steuerveranlagung werden bei der Berechnung der Betreuungsbei-

träge auch die Abzüge miteinbezogen. Wir bitten den Regierungsrat, die folgenden Fragen zu be-

antworten: 

1. Wie werden bei unterjährig änderndem Einkommen die Abzüge miteinberechnet für die 

Berechnung der Kinderbetreuungsbeiträge? 

2. Falls die Abzüge nicht gleich wie in der Steuerveranlagung miteinberechnet werden: Wer-

den allfällig zu hohe oder zu niedrige Beiträge nach der definitiven Steuerveranlagung zurückge-

fordert bzw. zurückerstattet? 

 

Wir danken dem Regierungsrat für die Beantwortung.» 
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2. Antwort des Departements des Innern 

2.1 Wie werden bei unterjährig änderndem Einkommen die Abzüge miteinberechnet für die 

Berechnung der Kinderbetreuungsbeiträge? 

 

Seit Inkrafttreten des Kinderbetreuungsgesetzes vom 27. April 2022 (KiBeG, SRSZ 370.300) und 

der Kinderbetreuungsverordnung 19. September 2023 (KiBeV, SRSZ 370.311) am 1. Juni 2024 

können Schwyzer Familien ein Gesuch für Kinderbetreuungsbeiträge digital über www.kibon.ch 

einreichen. 

 

Gemäss § 18 Abs. 2 KiBeV sind die gesuchstellenden Personen verpflichtet, jede wesentliche Än-

derung der Verhältnisse, die eine Anpassung der Beiträge zur Folge haben könnte, umgehend der 

zuständigen Wohngemeinde mitzuteilen. Ob und in welcher Höhe ein Anspruch besteht, wird an-

hand der gesetzlichen Vorgaben, insbesondere gemäss §§ 13, 14 und 15 KiBeV geprüft. 

 

Für die Ermittlung des anspruchsberechtigten Einkommens wird gemäss § 13 Abs. 2 KiBeV grund-

sätzlich auf die letzte rechtskräftige Steuerveranlagung abgestellt. Liegt keine rechtskräftige Steu-

erveranlagung vor oder haben sich die Lebens- oder Einkommensverhältnisse wesentlich verändert, 

können weitere Unterlagen berücksichtigt werden. Um beurteilen zu können, ob eine wesentliche 

Veränderung der Einkommensverhältnisse vorliegt, gilt nach aktueller Handhabung eine Abwei-

chung von mindestens 20 % als Richtwert. Dieser Richtwert dient als Grundlage für die Einschät-

zung, ob eine erneute Prüfung beziehungsweise Anpassung der Beiträge angezeigt ist. Für die Be-

rechnung bei veränderten Einkommensverhältnissen steht in kiBon ein entsprechender Einkom-

mensrechner zur Verfügung. Bei unterjährigen Veränderungen können Angaben zu den aktuellen 

finanziellen Verhältnissen berücksichtigt werden, sofern diese ausreichend belegt, überprüfbar und 

objektiv nachvollziehbar sind. Dies betrifft insbesondere Angaben zu Vermögen, Wertschriften und 

Liegenschaften sowie zu veränderten steuerlichen Abzügen. Eine noch nicht rechtskräftig veran-

lagte Steuererklärung bildet für sich allein keine ausreichende Grundlage, da die darin enthaltenen 

Angaben noch nicht abschliessend durch die Steuerbehörde geprüft wurden. 

 

Dieses Vorgehen dient einer kantonsweit einheitlichen, nachvollziehbaren und rechtsgleichen Be-

rechnung der Kinderbetreuungsbeiträge. Gleichzeitig wird damit das Risiko reduziert, dass Beiträge 

auf Grundlage noch nicht verlässlich feststehender Werte ausgerichtet werden und nachträglich 

grössere Korrekturen oder Rückforderungen erforderlich werden. 

2.2 Falls die Abzüge nicht gleich wie in der Steuerveranlagung miteinberechnet werden: 

Werden allfällig zu hohe oder zu niedrige Beiträge nach der definitiven Steuerveranlagung zurück-

gefordert bzw. zurückerstattet? 

 

Gemäss § 17 KiBeG sind unrechtmässig bezogene Beiträge zurückzuerstatten. Stellt sich nachträg-

lich heraus, dass Beiträge ausgerichtet wurden, obwohl die gesetzlichen Voraussetzungen dafür 

nicht oder nicht im entsprechenden Umfang erfüllt waren, werden die zu viel ausgerichteten Bei-

träge zurückgefordert. Gemäss § 18 Abs. 3 KiBeV besteht kein Anspruch auf eine rückwirkende 

Auszahlung von Kinderbetreuungsbeiträgen. Eine später vorliegende definitive Steuerveranlagung 

führt daher nicht automatisch zu einer Neuberechnung bereits ausgerichteter Beiträge oder zu einer 

entsprechenden Nachzahlung. Davon zu unterscheiden ist ein nachweisbarer technischer oder ein 

Fehler in der Software bei der Berechnung. Stellt sich heraus, dass der Rechner aufgrund eines 

solchen Fehlers ein falsches Ergebnis geliefert hat, wird dies entsprechend geprüft und korrigiert. 

Dabei handelt es sich nicht um eine rückwirkende Geltendmachung aufgrund später veränderter 

oder neu verfügbarer Angaben, sondern um die Korrektur einer fehlerhaften Berechnung. 

 

Auf der Website www.sz.ch/kinderbetreuung stehen umfassende Informationen zu häufigen gesetz-

lichen und verfahrensbezogenen Fragen im Zusammenhang mit den Kinderbetreuungsbeiträgen zur 

Verfügung. Ergänzend können über den dort verfügbaren Chatbot wiederkehrende Fragestellungen, 
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beispielsweise zu Rückforderungen oder Rückerstattungen von Kinderbetreuungsbeiträgen, direkt 

geklärt werden. 

3. Zustellung 

 

Mitglieder des Kantonsrates; Mitglieder des Regierungsrates; Staatsschreiber; Departemente; 

Sekretariat des Kantonsrates (Weiterleitung an Medien via Kommunikation). 

 

Departement des Innern des Kantons Schwyz 

Der Departementsvorsteher: 

 

 

 

Damian Meier, Regierungsrat 


	1. Wortlaut der Kleinen Anfrage
	2. Antwort des Departements des Innern
	2.1 Wie werden bei unterjährig änderndem Einkommen die Abzüge miteinberechnet für die Berechnung der Kinderbetreuungsbeiträge?
	2.2 Falls die Abzüge nicht gleich wie in der Steuerveranlagung miteinberechnet werden: Werden allfällig zu hohe oder zu niedrige Beiträge nach der definitiven Steuerveranlagung zurückgefordert bzw. zurückerstattet?

	3. Zustellung

